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Empfehlungen zu den Anwendungshinweise des Bundesinnenministeriums1  
- Gesetz zur Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts – 

Handicap International e.V. setzt sich mit dem Arbeitsbereich Crossroads für eine 
Verbesserung der Lebenssituation und Teilhabe geflüchteter und migrierter Menschen mit 
Behinderung in Deutschland ein. Grundlage unserer Arbeit ist die UN-
Behindertenrechtskonvention. Gerade die Einbürgerung ist für Menschen mit Behinderung ein 
wichtiger Schritt in Richtung der vollen Verwirklichung ihres Rechts auf gesellschaftliche und 
politische Teilhabe. Handicap International e.V. bedauert daher sehr, dass trotz zahlreicher 
Aufforderungen im Rahmen der Verbändebeteiligung der Empfehlung nicht gefolgt wurde, 
bei der Anspruchseinbürgerung nach § 10 StAG bestehende Ausnahmen vom Erfordernis der 
Lebensunterhaltssicherung bei unverschuldetem Sozialleistungsbezug beizubehalten.2  

Aus Sicht von Handicap International e.V. sollte nun zumindest mittels entsprechender 
Anwendungshinweise des Bundesinnenministeriums dafür Sorge getragen werden, dass 
Menschen mit Behinderung nicht aufgrund behinderungsbedingter Umstände verfassungs- 
und völkerrechtswidrig die Einbürgerung verwehrt wird. Insbesondere muss die 
„Härtefallklausel“ des § 8 Abs. 2 Alt. 2 StAG so ausdifferenziert werden, dass keine Kollision 
mit Grund- und Menschenrechten entsteht. Alternativ könnte die Kollision auch dadurch 
vermieden werden, dass bei behinderungsbedingtem Sozialleistungsbezug das Vorliegen 
eines „öffentlichen Interesses“ im Sinne von § 8 Abs. 2 Alt. 1 StAG bejaht wird. 

Ausgangslage: Entschließungsantrag 

Der Entschließungsantrag der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP von 12. 
Januar 2024 konkretisiert bezüglich des Unterhaltserfordernisses bereits Folgendes:  

„Durch den in § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 für einen Anspruch auf Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit nun stärker verankerten Grundsatz einer hinreichenden wirtschaftlichen 
Integration können einzelne Personengruppen die Voraussetzungen für einen 
Einbürgerungsanspruch nicht mehr erfüllen, auch wenn sie die erforderliche 
Unterhaltssicherung aufgrund von Umständen nicht erreichen können, die außerhalb ihrer 
Beeinflussungsmöglichkeiten liegen. Dies kann etwa Rentenbezieherinnen und 
Rentenbezieher, Menschen mit einer körperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder 
Behinderung und Alleinerziehende, die wegen Kinderbetreuung nicht oder nur in Teilzeit 
erwerbstätig sein können, betreffen. Ebenso pflegende Angehörige, Schülerinnen und 

 
1 Für Unterstützung und inhaltliche Ergänzung dieses Schreibens bedanken wir uns herzlich bei Rechtsanwalt 
Thomas Oberhäuser, der Selbstvertretungsgruppe NOW! Nicht ohne das Wir und bei den Kolleg*innen des 
Vereins Shahrzad e.V. 
2 vgl. Stellungnahme von Handicap International e.V. und der Selbstvertretungsgruppe geflüchteter Menschen 
mit Behinderungen NOW! Nicht Ohne das Wir zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Modernisierung des 
Staatsangehörigkeitsrechts vom 16.06.2023, verfügbar auf der Projektseite www.hi-deutschland-
projekte.de/crossroads/ unter „Politische Arbeit“ > „Staatsangehörigkeitsrecht“. 
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Schüler/Auszubildende/Studierende, die, ggf. ergänzende, Leistungen nach dem SGB II oder 
SGB XII beziehen, oder bei denen der elterliche Unterhaltsanspruch wegen des SGB-
Leistungsbezugs der Eltern/des maßgeblichen Elternteils ins Leere geht. Für sie soll die 
Härtefallregelung in § 8 Absatz 2 zum Tragen kommen, wenn sie alles objektiv Mögliche 
und subjektiv Zumutbare unternommen haben, um ihren Lebensunterhalt dauerhaft zu 
sichern. Dies ist bei der künftigen Auslegung der Härtefallregelung in § 8 Absatz 2 zu 
berücksichtigen.“3  

Bedenken hinsichtlich Verfassungskonformität der Neuregelung mit Blick auf Menschen 
mit Behinderung 

Insbesondere für die Personengruppe der Menschen mit Behinderung stehen verfassungs -
und völkerrechtliche Vorgaben einem Ausschluss entgegen, wenn sie aufgrund ihrer 
Behinderung den Lebensunterhalt nicht sichern können. Anderenfalls wären sie schlechter 
gestellt als Menschen ohne Behinderung, was ein direkter Verstoß gegen Art. 3 Abs. 3 S. 2 
GG wäre. Außerdem verstieße ein Ausschluss auch gegen die Grundprinzipien der Teilhabe- 
und Nichtdiskriminierung der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) und damit beinahe 
gegen alle daraus abgeleiteten Grundsätze (Art. 3 UN-BRK). Vor allem wären Art. 4, 5, 18 und 
29 UN-BRK berührt.  

Empfehlung 1: Klarstellung der Eröffnung des Anwendungsbereichs von § 8 Abs. 2 StAG 
über den in der Rechtsprechung bislang Entwickelten hinaus 

Die vom Gesetzgeber vorgeschlagene Alternative, die Einbürgerung in solchen Fällen auf die 
Härtefallregelung des § 8 Abs. 2 Alt. 2 StAG zu stützen, birgt für Behörden, Gerichte und 
Betroffene große Unsicherheit, da die Härtefallregelung für eine derartig großflächige 
Anwendung nicht geschaffen ist. Gerichte sind zudem an diesen Vorschlag nicht gebunden 
und haben die Härtefallklausel bislang restriktiv ausgelegt. Denn gemäß dem 
Bundesverwaltungsgericht darf die Härte gerade nur „durch atypische Umstände des 
Einzelfalles bedingt sein […]“4. Dabei ist „der Umstand, dass ein Einbürgerungsbewerber die 
Inanspruchnahme von Sozialleistungen nicht zu vertreten hat, […] im Rahmen des § 8 Abs. 1 
Nr. 4 StAG ohne Belang und vermag daher auch keinen besonderen Härtefall zu begründen.“5 
Diese von der Rechtsprechung entwickelten, hohen Hürden bei der Anwendung der 
Härtefallregelung, die gezielt die Geltendmachung des Nicht-Vertreten-Müssens von 
Sozialleistungsbezug ausschließt, wird in der Praxis absehbar bei Menschen mit Behinderung 
und den Angehörigen, die sie pflegen, zu dauerhaften Problemen bei der Einbürgerung führen. 
Das Bundesinnenministerium ist hier gefragt, durch Anwendungshinweise klarzustellen, dass 

 
3 BT-Drs. 20/10093, S. 9; siehe auch BT-Drs. 20/9044, S. 34. 
4 U. v. 20.3.2012, Az. 5 C 5/11, Rn. 39. 
5 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 24.6.2022 – 19 E 25/22, openJur 2022, 13035 und VGH Baden-
Württemberg, Besch. v. 03.07.2014 – 1 S 1167/ 14, beide verweisend auf BVerwG, Beschl. v. 06.02.2013 - 5 
PKH 13.12 – juris. 

https://dejure.org/gesetze/StAG/8.html
https://openjur.de/u/2103020.html
https://openjur.de/u/2103020.html
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eine Anwendung der Härtefallregelung in Zukunft weit über den bisherigen 
Anwendungsbereich hinausgehen muss. Durch entsprechende Vorgaben in 
Anwendungshinweisen oder Ländererlassen kann vorgebeugt werden, dass es zu 
großflächigen Ablehnungen durch die Behörden kommt. Auch eine Änderung der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Staatsangehörigkeitsrechts sollte aufgrund der 
Schwere des potenziellen Grundrechtseingriffs erwogen werden.  

Alternativ könnte in solchen Fällen ein Abweichen aus Gründen des öffentlichen Interesses 
im Sinne von § 8 Abs. 2 Alt. 1 StAG bejaht werden. Der Begriff des öffentlichen Interesses ist 
nicht zwingend eng auszulegen6 und insbesondere im Zusammenhang mit den zahlreichen 
Einbürgerungserleichterungen bei der Ermessensausübung nach § 8 StAG (siehe Nr. 8.1.3 
StAR-VwV7) zu sehen. In diesen spiegelt sich das öffentliche Interesse an einer Einbürgerung 
des dadurch begünstigten Personenkreises wider. Ebenso ist das öffentliche Interesse zu 
bejahen, eine Kollision mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz des Grundgesetzes und der UN-
BRK zu vermeiden, wie dies bei der Einbürgerung von Menschen mit Behinderungen und ihren 
pflegenden Angehörigen der Fall ist, deren Pflegeleistung nicht mit rechtlichen Nachteilen 
einhergehen und abgewertet werden darf. Die Einbürgerung von Menschen mit Behinderung 
und denjenigen, die sie pflegen, kann und sollte also im öffentlichen Interesse im Sinne von § 
8 Abs. 2 Alt. 1 StAG liegen. Eine entsprechende Anpassung der Verwaltungsvorschriften ist 
ebenfalls angezeigt.  

Jedenfalls muss die Norm verfassungs- und völkerrechtskonform, d.h. bei Menschen mit 
Behinderung vor allem vor dem Hintergrund des Art 3 Abs. 3 S. 2 GG und den Vorgaben der 
UN-BRK, ausgelegt werden, egal ob mittels der Feststellung eines Härtefalls oder mittels der 
Bejahung eines öffentlichen Interesses.8 Dabei liegt klar eine Ermessensreduzierung auf Null 
vor, wenn ansonsten Menschen aufgrund von behinderungsbedingtem Sozialleistungsbezug 
dauerhaft von der Einbürgerung und somit der ihnen zustehenden Rechte auf 
Gleichbehandlung und Teilhabe ausgeschlossen würden. Gleiches gilt für pflegende 
Angehörige, die nicht vor die Entscheidung gestellt werden dürfen, beispielsweise die Pflege 
ihres Kindes mit Behinderung einzustellen oder auf den Erwerb der Staatsangehörigkeit und 
somit ihre Teilhabe zu verzichten. Um eine entsprechende Klarstellung in den 
Anwendungshinweisen bitten wir eindringlich. 

 

 
6 NK-AuslR/Oberhäuser § 8 StAG Rn. 75; aA aber VGH BW Urt. v. 6.11.2013 – 1 S 244/13, InfAuslR 2014, 60, 
und OVG Saarl Beschl. v. 10.6.2010 – 1 A 88/10, BeckRS 2010, 49831. 
7  Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Staatsangehörigkeitsrecht vom 13.12.2000; identisch mit Nr. 8.1.3 der 
Vorläufigen Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern vom 13.11.2014 (BGBl. I S. 1714). 
8 NK-AuslR/Oberhäuser, 3. Aufl. 2023, StAG § 8 Rn. 72. 
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Empfehlung 2: Wohlwollende Prüfung des Härtefalls aufgrund Nicht-Vertreten-Müssens 
bei Menschen mit Behinderung oder Bejahung eines öffentlichen Interesses in solchen 
Fällen 

Aufgrund der Bedeutung der entgegenstehenden individuellen Rechtsgüter sollten zudem 
insbesondere bei der Gruppe von Menschen mit Behinderung geringe Anforderungen an den 
Maßstab des „Vertreten-Müssens“ des Sozialleistungsbezugs gestellt werden, der nach der 
Vorstellung des Gesetzgebers Voraussetzung dafür ist, sich auf die Härtefallklausel berufen 
zu können bzw. zur Bejahung eines öffentlichen Interesses i.S.v. § 8 Abs. 2 Alt. 1 StAG führt. 
Dies bedeutet auch, dass großzügig und anspruchsarm geprüft werden sollte, wann eine 
Person mit Behinderung oder Erkrankung das objektiv Mögliche und subjektiv Zumutbare 
getan hat, um eigenständig den Lebensunterhalt zu sichern. Feststellungen anderer 
Behörden, wie der Sozialämter, Arbeitsagenturen und Jobcenter, sollten von den 
Einbürgerungsbehörden mit gebührendem Gewicht behandelt, von vornherein vorhandene 
Barrieren beim Zugang zu Integrations- und Sprachkurzen sowie zu Beratungsangeboten und 
Qualifizierungsmaßnahmen angemessen berücksichtigt werden. Ebenso sollten 
Bescheinigungen von Ärzt*innen zu (erwarteter) Erwerbsfähigkeit bzw. relevanter Minderung 
der Erwerbsfähigkeit in die Entscheidung einfließen. Der Grad der Behinderung kann 
Aufschluss geben, ist jedoch nicht zwangsläufig das einzige Kriterium.   

Demokratische Teilhabe darf nicht allein an wirtschaftliche Produktivität im Sinne einer reinen 
Leistungsgesellschaft geknüpft sein, insbesondere wenn Betroffenen auf dem Weg zum 
Arbeitsmarkt bei jedem Schritt Barrieren entgegenstehen, wie es der Fall ist bei Menschen mit 
Behinderung. Es darf keine politische und gesellschaftliche Teilhabe erster und zweiter Klasse 
geben, die nach geschützten Merkmalen wie Geschlecht oder Behinderung differenziert. 

Empfehlung 3: Zuständigkeit der Behörden klarstellen 

In einigen Bundesländern, wie Bayern, prüfen zwei unterschiedliche Behörden Anspruchs- 
und Ermessenseinbürgerungen. Für sie sollte klargestellt werden, dass die Anträge von 
Personen wie Menschen mit Behinderung, die vom Gesetzgeber in Bezug auf die 
Härtefallregelung aufgelistet wurden,9 weiterhin bei den die Anspruchseinbürgerung 
prüfenden Behörden bearbeitet werden, um zumindest diesbezüglich eine Schlechterstellung 
zu vermeiden. 

Empfehlung 4: Statistische Erfassung anpassen 

Bei der im Entschließungs-Antrag der Regierungsfraktionen geforderten 
Einbürgerungsstatistik10 sollte nicht nur erfasst werden, wenn Ermessenseinbürgerungen 
unter Inanspruchnahme von § 8 Abs. 2 StAG erteilt wurden, sondern auch, wenn nicht. Dabei 
muss auch erfasst werden, auf welcher Grundlage die Inanspruchnahme beantragt wurde. 

 
9 BT-Drs. 20/10093, S. 9; siehe auch BT-Drs. 20/9044, S. 34. 
10 BT-Drs. 20/10093, S. 9. 
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Nur so kann angemessen evaluiert werden, ob § 8 Abs. 2 StAG bundesweit so angewandt 
wird, dass die Verfassungskonformität der Neuregelung des Staatsangehörigkeitsrechts in 
der Praxis gewahrt bleibt. 

Empfehlung 5: Testung etwaiger Einbürgerungsanforderungen bedarfsgerecht gestalten 

Unabhängig von den Neuregelungen im Staatsangehörigkeitsrecht erreichen Handicap 
International e.V. immer wieder Berichte, dass bei der Testung des für die Einbürgerung 
notwendigen Sprachniveaus, aber auch beim Einbürgerungstest nicht ausreichend auf die 
Bedarfe und die Lebensrealität von Menschen mit Behinderung, insbesondere mit 
Sinnesbehinderungen, Rücksicht genommen wird.  

Gehörlose Menschen begegnen beispielsweise bei der standardmäßigen Testung zur 
Spracheignung B1 trotz Gebärdensprachdolmetschung immer wieder Barrieren, da sich der 
Test an der Sprache hörender Menschen orientiert. Beim Hörverstehen etwa müssen sie im 
gleichen Tempo wie Hörende Aufgaben absolvieren, obwohl für sie schon allein das Hin- und 
Herschauen zwischen Gebärdensprachdolmetschung und dem Papier mehr Zeit in Anspruch 
nimmt als bei Hörenden. Blinde Menschen berichten auch über Barrieren bei der Abnahme 
des Einbürgerungstests, etwa wenn bei Online-Testungen keine Sprachausgabe verfügbar ist 
und/ oder entsprechende, bedarfsgerechte Kurse für sie nicht erreichbar und praktisch 
zugänglich gemacht werden.  

Auf diese Barrieren müssen im Sinne des konventionsrechtlich verbrieften Anspruchs auf 
Teilhabe von Menschen mit Behinderung und des verfassungsrechtlichen 
Gleichbehandlungsgrundsatzes pragmatische, realitätsnahe Antworten gefunden werden, 
wenn die Einbürgerung ansonsten verzögert oder gar verhindert würde. Menschen mit 
Behinderung sollten dabei in die Lösungsfindung einbezogen werden. Sie wissen selbst am 
besten, unter welchen Bedingungen faire und akkurate Testergebnisse erzielt werden können. 
Um eine entsprechende Sensibilisierung für die Herausforderungen für Menschen mit 
Behinderung bei der Testung von Einbürgerungs-Anforderungen und eine Klarstellung, dass 
bedarfsgerechte Testung für diese Personengruppe zwingend notwendig ist, bitten wir in den 
Anwendungshinweisen zur Neuregelung des Staatsangehörigkeitsrecht.  

 

Berlin, 05. Juni 2024 

Wir danken unseren Förderern: 

 


